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Tarifpaket: Die SPD-Fraktion stellt die Weichen 
für eine neue Ordnung am Arbeitsmarkt.

Der Mindestlohn

kommt!

Zehn Jahre lang hat die SPD-Frak tion 
gemeinsam mit den Gewerkschaften 
dafür gekämpft, jetzt kommt er: der ge-
setzliche Mindestlohn von 8,50 Euro. 
Und zwar flächendeckend und ohne, 
dass bestimmte Branchen aus ge-
nommen werden. „Zehn Jahre sozial-
demokratische Kraftanstrengung ha-
ben sich gelohnt“, sagt die arbeits-
marktpolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion Katja Mast. Für DGB-Chef
Michael Sommer ist es ein „Meilen-
stein der deutschen Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte“. Der ver.di-Vorsit-
zende Frank Bsirske sagt: „Das macht 
Schluss mit Hungerlöhnen und er-
kennt an, dass die Würde der arbeiten-
den Menschen ihren Wert und Arbeit 
ihren Preis hat.“ Der Mindestlohn ist 
das Herzstück des Tarifpakets, das das 
Bundeskabinett Anfang April beschlos-
sen hat und das im Juni im Bundestag 
beraten werden soll. Folgende Rege-
lungen sieht das Gesetz vor:

 
Mindestlohn 

Ab dem 1. Januar 2015 sollen alle voll-
jährigen Arbeitnehmerinnen und Ar beit-
nehmer einen gesetzlichen Anspruch 
auf einen Mindestlohn von mindes-
tens 8,50 Euro pro Stunde erhalten. In 
einer Übergangszeit bis Ende 2016 darf 
es tarifvertragliche Abweichungen ge-
ben. Ab dem 1. Januar 2017 gilt der 
Mindestlohn flächendeckend. Danach 
wird seine Höhe regelmäßig von einer 
Kommission der Tarif partner über-
prüft und gegebenenfalls angepasst. 
Ausnahmen gelten für Langzeitarbeits-
lose, für ehrenamtliche Tätigkeiten, für 
Ausbildungsverhältnisse, für bis zu 
sechswöchige Praktika vor oder wäh-
rend der Ausbildung und Jugendliche 
unter 18 Jahren.

 Allgemeinverbindlichkeit
Tarifverträge können nach dem Tarif-
vertragsgesetz unter bestimmten Vor-
aussetzungen für allgemeinverbind-
lich erklärt werden, sie gelten dann für 
alle Beschäftigten einer Branche. Bis-
her geht das nur, wenn ein öffentliches 
Interesse vorliegt und der Tarifvertrag 
mindestens für die Hälfte der Beschäf-
tigten der jeweiligen Branche gilt. Die-
ses 50-Prozent-Quorum soll gestrichen 
werden. Tarifverträge können so künf-
tig leichter auf die gesamte Branche 
erstreckt werden.

 
Branchen-Mindestlöhne

Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz er-
möglicht es unter anderem, Branchen-
Mindestlöhne festzulegen. Bislang ist 
dies allerdings nur für einige, im
Gesetz festgelegte Branchen möglich. 

Künftig soll das Gesetz für alle Bran-
chen geöffnet werden.

„Nach langer Zeit werden wieder Re-
formen für, statt gegen die Beschäftig-
ten gemacht“, bringt es DGB-Chef Mi-
chael Sommer auf den Punkt. 

Klar ist: Die Einführung des Min-
destlohns ist ein Durchbruch. Millio-
nen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer erfahren für ihre Arbeit und 

ihre Leistung künftig eine größere 
Wertschätzung. Mit den weiteren Neu-
regelungen stärkt die Koalition außer-
dem die Tarifpartnerschaft und sorgt 
dafür, dass alle am wirtschaftlichen 
Wachstum teilhaben können. ■

Mehr zum Tarifpaket im Interview 
auf Seite 4/5 und im Gastbeitrag 
von Michael Sommer auf Seite 3.

Jahrelang haben SPD-Fraktion und Gewerkschaften gemeinsam den Mindestlohn gefordert. Jetzt kommt er.

SEITE 2
Das Rentenpaket
Durchbruch bei Gleich-
stellung

SEITE 3 
Gastbeitrag von DGB-Chef 
Michael Sommer
zum Tag der Arbeit

SEITE 4/5 
SPD-Fraktionsvizin
Carola Reimann im
Interview

SEITE 6
Der Doppelpass kommt!

SEITE 7 
Mietpreisbremse

SEITE 8 
Steuerbetrug in
Europa bekämpfen!

Gesetzliche Mindestlöhne in Europa

• Luxemburg: 11,10 Euro
• Frankreich: 9,53 Euro
• Niederlande: 9,11 Euro
• Belgien: 9,10 Euro
• Irland: 8,65 Euro
• Deutschland: 8,50 Euro (ab 2015) 
• Großbritannien: 7,43 Euro

• Slowenien: 4,56 Euro
• Malta: 4,15 Euro
• Spanien: 3,91 Euro
• Griechenland: 3,35 Euro
• Portugal: 2,92 Euro
• Polen: 2,31 Euro
• Kroatien: 2,30 Euro
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Nachhaltig
fi nanziert

Der Bundeshaushalt 2014 wird 
zum ersten Mal seit Jahrzehnten 
strukturell, also um konjunktu-
relle Effekte bereinigt, ausgeglichen 
sein. Im kommenden Jahr soll der 
Bundeshaushalt ganz ohne Neu-
verschuldung auskommen. Dies 
ist Ausdruck einer Finanzpolitik, 
die das Wohl der künftigen Gene-
rationen im Blick behält. Der 
Haushaltsausschuss des Bundes-
tages wird den Bundeshaushalt 
2014 am 5. Juni abschließend be-
raten. Die 2./3. Lesung im Plenum 
ist vom 24. bis 27. Juni vorgesehen.

Solider Haushalt und 
Investitionen sind möglich

Für die SPD-Bundestagsfraktion 
ist entscheidend, dass ein ausge-
glichener Haushalt und hohe
öffentliche Investitionen kein
Widerspruch sind. Im Gegenteil: 
Auf Dauer ist das eine ohne das 
andere nicht machbar. Der Ent-
wurf des Bundeshaushalts 2014 
und die Mittelfristige Finanzpla-
nung zeigen, dass beides gleich-
zeitig möglich ist. Es gelingt, weil 
die SPD-Fraktion sich durchgesetzt 
hat und die Koalition die vorhan-
denen Spielräume für die richtigen 
Prioritäten nutzt.
SPD-Fraktionschef Thomas 
Oppermann stellt klar: „Das Ziel 
der SPD-Fraktion bleibt, uns
zusätzliche haushaltspolitische 
Spielräume zu erarbeiten. Mehr-
einnahmen wollen wir verwenden 
für Bildung und Forschung,
für Investitionen und Infrastruk-
tur und für die Entlastung der 
Kommunen.“ ■

2 // Aktuelles

Was bedeutet die Mütterrente?
Mit der Mütterrente bekommen Müt-
ter oder Väter, die vor 1992 geborene 
Kinder erzogen haben, einen zusätz-
lichen Entgeltpunkt zugeschrieben. 
Konkret bedeutet das, dass sie maxi-
mal 28,61 Euro monatlich in den alten 
und 26,39 Euro monatlich in den neuen 
Bundesländern mehr an Rente bekom-
men. Im Jahr sind es bis zu 343 Euro im 
Westen und bis zu 317 Euro im Osten. 
Die Mütterrente schafft damit mehr 
Gerechtigkeit.

Was ändert sich bei der
Erwerbsminderungsrente? Für 

wen gilt die Neuregelung?
Wer aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr arbeiten kann, wird in Zu-
kunft besser gestellt als bisher. Heute 
bekommen die Betroffenen eine Rente, 

Mit dem Rentenpaket setzt die SPD-
Bundestagsfraktion das erste sozialde-
mokratische Projekt des Koalitionsver-
trags um – und bekommt Zustimmung 
von vielen Seiten. Die Gewerkschaften 
loben das Paket: Es sei ein entscheiden-
der Wendepunkt in der Rentenpolitik, 
heißt es beim DGB. 

Auch die Bevölkerung steht mehr-
heitlich hinter dem Gesetz. 73 Prozent 
der Befragten sagten im ARD-Deutsch-
landtrend Anfang April, dass die Ren-
tenpläne der Regierung in die richtige 
Richtung gehen. Das Gesetz soll zum 1. 
Juli 2014 in Kraft treten. Die zentralen 
Fragen des Rentenpakets im Überblick:

Wer kann abschlagsfrei mit
63 Jahren in Rente gehen?

Nach Inkrafttreten des Gesetzes ab
1. Juli dieses Jahres können alle ab-
schlagsfrei in Rente gehen, die bis da-
hin keine Rente beziehen, 45 Jahre in 
die Rentenkasse eingezahlt haben und 
63 Jahre oder älter sind. Zu den 45 Bei-
tragsjahren sollen auch Zeiten der Kin-
dererziehung und der Pflege von Ange-
hörigen, der Wehr- und Zivildienst 
sowie Zeiten der Arbeitslosigkeit (Ar-
beitslosengeld I) zählen. Ebenso einge-
rechnet werden Zeiten, in denen Kran-
kengeld, Übergangsgeld, Leistungen 
bei beruflicher Weiterbildung, Kurzar-
beiter-, Schlechtwetter- und Winter-
ausfallgeld oder Insolvenzgeld bezo-
gen wurden. 

Insgesamt werden zunächst 
200.000 Menschen von der abschlags-
freien Rente mit 63 profitieren, darun-
ter sind 50.000 Frauen.

Entgeltgleichheit per Gesetz
eine Regelung erarbeitet werden, dass 
bei Nichterreichen dieser Quote die für 
das unterrepräsentierte Geschlecht vor-
gesehenen Stühle frei bleiben. 

„Damit hat der jahrzehntelange 
Stillstand ein Ende“, sagt die stellver-
tretende SPD-Fraktionsvorsitzende Ca-
rola Reimann. Die Regelungen würden 
Frauen die Türen in Chefinnenbüros 
öffnen – in der Privatwirtschaft genau-
so wie im öffentlichen Dienst. „Damit 
wird Deutschland ein ganzes Stück ge-
rechter und lebenswerter.“ ■

Am 21. März hat die SPD-Bundes-
tagsfraktion gemeinsam mit den 
Gewerkschaften an der Kundge-
bung zum Equal-Pay-Day teilge-
nommen. 
Der Tag ist das Datum, an dem Frauen 
das gleiche verdient haben wie Män-
ner bis zum 31. Dezember des Vorjah-
res. Derzeit verdienen Frauen im 
Durchschnitt 22 Prozent weniger als 
Männer in der gleichen Position. 

SPD-Fraktionschef Thomas Opper-
mann bezeichnete die Lohnlücke zwi-

schen Frauen und Männern als Diskri-
minierung und einen Zustand, der 

„unserer Gesellschaft unwürdig“ sei. 
Die SPD-Bundestagsfraktion will diese 
Gerechtigkeitslücke mit einem Entgelt-
gleichheitsgesetz schließen. Künftig 
sollen Unternehmen ab 500 Beschäf-
tigten zu ihren Lohnstrukturen und 
Geschlechterunterschieden Stellung 
nehmen müssen. Zudem sollen die Be-
schäftigten ein individuelles Aus-
kunftsrecht über die Lohnunterschiede 
im Unternehmen erhalten. ■ FO

TO
: 

R
A

IN
ER

 S
TU

R
M

_
P

IX
EL

IO
.D

E

Rentenpaket: Das erste große Gesetzesvorhaben 
der Koalition ist im Bundestag angekommen. 

Lebensleistung

besser anerkennen

als hätten sie bis zur Vollendung ihres 
60. Lebensjahres weiter gearbeitet. 
Diese so genannte Zurechnungszeit 
wird künftig um zwei Jahre auf 62 Jah-
re verlängert. Konkret heißt das, dass 
Betroffene eine Rente erhalten, als ob 
sie bis zum Alter von 62 Jahren gear-
beitet hätten. Von der Neuregelung 
profitieren alle, die ab dem 1. Juli 2014 
in die Erwerbsminderungsrente gehen.

Warum wird das
Reha-Budget erhöht?

Die Rentenversicherung finanziert vie-
le Leistungen zur medizinischen und 
beruflichen Rehabilitation, zum Bei-
spiel Kuren. Dieses Reha-Budget wird 
jetzt dem demografischen Wandel an-
gepasst, so dass für die geburtenstar-
ken Jahrgänge ausreichend Mittel zur 
Verfügung stehen. ■

Meldungen

Schluss mit der Freiwilligkeit – Fa-
milienministerin Manuela Schwe-
sig und Justizminister Heiko Maas 
haben erste Leitlinien für ein Gesetz 
zur Frauenquote vorgelegt. 
Bei Neubesetzungen von Aufsichts-
räten großer Unternehmen soll ab 2016 
eine Geschlechterquote von mindestens 
30 Prozent gelten. Für rund 3.500 mit-
bestimmungspflichtige oder bör sen -
notierte Unternehmen soll es bereits ab 
2015 verbindliche Zielvorgaben zur 
Frauenförderung geben. Außerdem soll 

Durchbruch bei Gleichstellung

Gerecht: Wer 45 Jahre lang Beiträge gezahlt hat, sollte mit 63 in Rente gehen dürfen. 
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 Tag der Arbeit // 3 

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

es bewegt sich wieder was – so 
bringt es Michael Sommer in sei-
nem Gastbeitrag für diese Zeitung 
auf den Punkt – und das ist das 
Verdienst von Gewerkschaften 
und Sozialdemokraten. In den ers-
ten Monaten unserer Regierungs-
verantwortung haben wir ent-
scheidende Reformen auf den Weg 
gebracht. Andrea Nahles hat einen 
Gesetzentwurf zum Mindestlohn 
vorgelegt, gleichzeitig gehen wir 
entschieden gegen den Miss-
brauch bei Werkverträgen vor und 
werden die Leiharbeit begrenzen. 
Gemeinsam mit dem Rentenpaket 
schließen wir so Gerechtigkeits-
lücken und lösen Versprechen ein. 

Es ist aber wichtig, auch über den 
deutschen Tellerrand zu schauen. 
Das Motto des DGB zum 1. Mai 
2014 „Gute Arbeit. Soziales Euro-
pa“ formuliert einen Auftrag: Wir 
müssen gute Arbeit für alle Men-
schen in Europa ermöglichen. Das 
ist nicht nur ein Gebot der Solida-
rität, denn die deutsche Wirtschaft 
exportiert einen Großteil ihrer 
Waren ins europäische Ausland. 
Geht es unseren Nachbarn gut, 
nutzt dies folglich auch deutschen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern. Die europäische Idee, 
die uns Frieden und Wohlstand 
gebracht hat, kann nur dauerhaft 
gesichert werden, wenn alle Men-
schen in Europa die Möglichkeit 
auf einen guten Arbeitsplatz ha-
ben. Und der erste und wichtigste 
Schritt dahin muss die entschiede-
ne Bekämpfung der grassierenden 
Jugendarbeitslosigkeit sein.

Michael Sommer danke ich für
12 Jahre geleistete Arbeit als DGB-
Vorsitzender – auch oder gerade 
weil das Verhältnis zwischen SPD 
und Gewerkschaften nicht immer 
ein Leichtes war. Jetzt sind wir
gemeinsam auf einem richtig 
guten Weg. ■

Michael Sommer tritt am 11. Mai nach zwölf Jahren als DGB-Vorsitzender ab. 
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Dieser 1. Mai, der Tag der Arbeit, wird 
für mich ein besonderer Tag. Es ist das 
letzte Mal, dass ich als DGB-Vorsitzen-
der auf einer Mai-Kundgebung spreche. 
Und es ist das erste Mal, dass ich nicht 
nur kritisieren und fordern muss, son-
dern auch begrüßen und loben darf, 
was die amtierende Regierung gerade 
tut. Denn es bewegt sich wieder was in 
Deutschland. Die aktuelle Regierung 
will gestalten und sie will überfällige 
Reformen endlich anpacken. 

Politik für die Beschäftigten
Dabei hat das für die Beschäftigten 
zentrale Arbeitsministerium unter 
Führung von Andrea Nahles schon 
jetzt mehr auf den Weg gebracht als in 
der gesamten vergangenen Legislatur-
periode. Bei aller Kritik im Detail: nach 
langer Zeit werden wieder Reformen 
für statt gegen die Beschäftigten ge-
macht. In der Rentenpolitik sind erst-
mals seit Menschengedenken keine 
Kürzungen, sondern Verbesserungen 
für die Rentner geplant. Mütterrente, 
Rente mit 63, Verbesserungen bei der 
Erwerbsminderungsrente – das Ren-
tenpaket ist gut und gerecht gepackt, 
auch wenn eine Finanzierung der Müt-
terrente über Steuern die deutlich bes-
sere Variante wäre.

 
Historisches Tarifpaket

Als historisch darf man das Tarifpaket 
und vor allem die Einführung des ge-
setzlichen Mindestlohns bezeichnen. 
Natürlich werden die Gewerkschaften 
gegen die Ausnahmen für Langzeitar-
beitslose und junge Menschen bis zur 

In seinem Gastbeitrag sieht DGB-Chef Michael Sommer das Land auf 
dem richtigen Weg – dank Gewerkschaften und Sozialdemokraten.

„Die Einführung des Mindest-

lohns ist ein Meilenstein“

des Tarifpakets versetzen Arbeitgeber 
und Gewerkschaften wieder in die La-
ge, die Arbeitsbedingungen im Sinne 
der Tarifautonomie unter sich zu re-
geln, Staat und Politik hingegen kön-
nen sich ein wenig zurückziehen.

 
Kurskorrekturen in Europa

Natürlich gibt es auch Defizite, die
sich bereits in den Koalitionsverhand-
lungen abzeichneten: steuerpolitisch 
herrscht Stillstand, nichts will die Re-
gierung unternehmen, um für eine ge-
rechtere Einkommensverteilung zu 
sorgen. 

Auch in der Europapolitik hält die 
Regierung an ihrem rigiden Sparkurs 
fest, der die Not in den Krisenländern 
unnötig verschärft. Hier sind Kurskor-
rekturen notwendig, für mehr Gerech-
tigkeit in Deutschland und Europa. 
Aber nach all den Jahren der Kürzun-
gen, des Sozialabbaus und der Be-
schneidung von Arbeitnehmerrech-
ten sind wir wieder auf einem guten 
Weg – dank starker Gewerkschaften, 
die Druck ausüben, und dank einer 
selbstbewussten Sozialdemokratie, 
die sich auf ihre zentralen Werte be-
sinnt und der Bundesregierung in der 
Arbeits- und Sozialpolitik ihren Stem-
pel aufdrückt. ■

Thomas Oppermann, Vorsitzender der 

SPD-Bundestagsfraktion 

letzten Minute kämpfen. Aber wir dür-
fen uns von der Ausnahmen-Debatte 
nicht den Blick trüben lassen: die Ein-
führung des Mindestlohns ist ein Mei-
lenstein der deutschen Wirtschafts- 
und Sozialgeschichte. 

 
Enorme Bedeutung für Tarifpolitik
Es liegt in der Natur der Sache, dass die 
weiteren Bestandteile des Tarifpakets 
hinter dem omnipräsenten Mindest-
lohn verschwinden. Aber ihre Bedeu-
tung für die Arbeitsmarkt- und Tarif-
politik ist enorm. Mit der Erleichterung 
der Allgemeinverbindlicherklärung von 
Tarifverträgen und der Aus weitung 
des Arbeitnehmerentsendegesetzes 
wird die Tarifautonomie nachhaltig 
gestärkt. Das ist nicht nur sinnvoll im 
Interesse der Tarifpartner, sondern der 
Politik selbst. Denn die Maßnahmen 

Michael Sommer bei seinem Abschiedsbesuch in der SPD-Bundestagsfraktion.

Mehr Infos zum Thema: 

www.spdfraktion.de
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4 // Im Gespräch

ge Weichenstellungen vorgenommen, 
allen voran mit dem Mindestlohn. Da 
dürfen wir uns allerdings nichts vor-
machen: Auch bei einer guten Gesetz-
gebung wird es von Arbeitgeberseite 
immer wieder Versuche und Bestre-
bungen geben, das zu unterlaufen. 
Deshalb wird es auch immer die Bemü-
hungen der Gewerkschaften und eine 
starke Bewegung geben müssen, die 
sich für Gute Arbeit stark macht. 

In den letzten Jahren stand die 
SPD-Bundestagsfraktion an der 
Seite der Gewerkschaften, mit vie-
len gemeinsamen Forderungen
gegenüber der schwarz-gelben 
Bundesregierung. Wie ist das Ver-
hältnis jetzt als Fraktion in einer 
großen Koalition?

Wir haben in den letzten Jahren ge-
merkt, dass wir gemeinsam wirklich 
stark sind und sehen jetzt, dass wir gu-
te Sachen umsetzen können. Natürlich 
erwarte ich, dass Gewerkschaften im-
mer noch ein bisschen mehr fordern 

als das, was wir als Regierungsfrak-
tion – insbesondere in einer Großen 
Koali tion – umsetzen können. Aber ich 
glaube, dass wir da Seite an Seite eine 
ganze Menge bewegen können. 

Der Gesetzentwurf für den Min-
destlohn steht, wie zufrieden ist 
die SPD-Fraktion damit?
Ich bin schon positiv überrascht, wie 
wenig Ausnahmen wir im Gesetz-
entwurf haben. Wenn man sich noch 
mal erinnert, welche Ausnahmen ur-
sprünglich gefordert wurden, dann 
muss man sagen: Die Ministerin hat 
die Forderung nach einem flächende-
ckenden Mindestlohn aus dem Koaliti-
onsvertrag sehr gut umgesetzt. 

Trotzdem gibt es Kritik an den 
Ausnahmen ...
Wir haben die Ausnahmen für unter 
18-jährige und die Langzeitarbeitslo-
sen. Darauf haben CDU und CSU be-
standen. Aber wenn wir uns ansehen, 
was alles an Forderungen da war, zum 
Beispiel ganze Branchen auszuneh-
men, dann wird klar, dass wir uns wei-
testgehend durchgesetzt haben. Un-
term Strich ist das ein großer Erfolg.

Eingeführt wird der Mindestlohn 
flächendeckend ab 2017, bis dahin 
sind tarifvertragliche Abweichun-
gen möglich. Hätten Sie sich einen 
flächendeckenden Mindestlohn 
früher gewünscht?
Nein, ein gewisses Augenmaß und Pra-
xisnähe muss man da haben. In der 
Übergangszeit bis zum 31. Dezember 
2016 sind tarifliche Abweichungen al-
lein auf der Grundlage des Arbeitneh-
mer-Entsendegesetzes und des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes möglich. 
Der große Vorteil dabei ist, dass wir 
darüber die Tarifbindung in diesen 
Branchen erhöhen. Wir haben bislang 
gute Erfahrungen mit den bereits
ins Entsendegesetz aufgenommenen 
Branchen gemacht. Ab dem 1. Januar 
2017 gilt der allgemeine gesetzliche 
Mindestlohn dann ohne jede Ein-
schränkung. 

Der Mindestlohn steht im Vorder-
grund, was aber bringt das Tarif-
paket noch mit sich?
Es ist eben nicht nur der Mindestlohn. 
Das Entsendegesetz ist ein sehr wichti-
ger Schritt für die Tariflandschaft. Das 
jetzt auf alle Branchen zu erstrecken, 
ist der richtige Weg. Zudem können 

Was machen Sie am 1. Mai?
Ich gehe in Braunschweig zur Mai-
kundgebung, mit den Genossinnen 
und Genossen vor Ort. Anschließend 
gibt es ein internationales Fest, auf 
dem wir einen Stand haben. Gutes Es-
sen, etwas zu trinken und Musik – das 
ist bei gutem Wetter immer ein schö-
ner Ausklang.

Warum brauchen wir den 1. Mai 
als Tag der Arbeit heute noch?
Einige mögen es für ein antiquiertes 
Ritual halten. Ich persönlich glaube, 
dass wir auf den Tag der Arbeit nicht 
verzichten können. Es wird immer nö-
tig sein, für bessere Arbeitsbedingun-
gen zu streiten. Die Situation am Ar-
beitsmarkt ist ja nicht überall wie ein 
Paradies. Wir haben zwar jetzt wichti-

Wir können auf den 1. Mai als Tag der Arbeit nicht verzichten, sagt die 
stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende Carola Reimann. Im Inter-
view spricht sie über das Tarifpaket und erklärt, warum Generationen-
gerechtigkeit nicht nur eine Frage der Rentenpolitik ist.
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»Es wird immer nötig sein, für

bessere Arbeitsbedingungen

zu streiten«

„Es braucht die 
Gewerkschaften und 
eine Bewegung, die 
sich für Gute Arbeit 
stark macht“

„Zusammen mit den 
Gewerkschaften
können wir eine ganze 
Menge bewegen“
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Wie sieht es bei der Rente mit der 
Generationengerechtigkeit aus?
Der Versuch, die Generationen gegen-
einander auszuspielen, ist fahrlässig. 
Befragungen von 18- bis 34-jährigen 
ergeben, dass sie die Rente mit 63 und 
die Mütterrente richtig finden. Klar ist, 
dass immer der aktive Teil der Bevölke-
rung die Renten der Älteren stemmen 
muss. Da haben wir als Sozialdemokra-
ten aber immer Augenmaß bewiesen 
in den letzten Jahren. Man muss bei-
des im Blick haben: Die Herausforde-
rungen der Demografie und der Zu-
kunft, aber eben auch die ganz 
berechtigten Interessen der älteren 
Mitbürger. Das kann aber auch nicht 
nur im Rentenrecht passieren. 

Sondern wo noch?
Generationengerechtigkeit hängt auch 
davon ab, wie viel wir in Infrastruktur 
und Bildung investieren, was man für 
Familien tut. Da ist die Koalition auf 
einem guten Weg. Wir werden noch 
mal mehr in Forschung und Bildung 

investieren. Manuela Schwesig wird 
mit dem „ElterngeldPlus“ eine neue Fa-
milienleistung einführen. Das wird das 
bestehende Elterngeld nochmal ver-
bessern und die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf erleichtern. Davon pro-
fitiert ja gerade die junge Generation. 
Die Verengung auf Generationen-
gerechtigkeit im Rentensystem ist 
nicht zielführend. Generationenge-
rechtigkeit bedeutet eben, was ge-
samtgesellschaftlich für die verschie-
denen Gruppen getan wird.

Die Koalition hat gerade im Bereich 
Arbeit und Soziales ein ziemliches 
Tempo vorgelegt ...
... ich würde sagen, die Arbeitsministe-
rin und die SPD-Bundestagsfraktion 
haben ein ziemliches Tempo vorgelegt.

Welche Themen stehen für die 
SPD-Fraktion hier in den kommen-
den Jahren im Vordergrund?
Wir werden nicht die Hände in den 
Schoß legen können. Nehmen wir das 

Thema Entgeltgleichheit: Es ist einer 
der größten Skandale in unserer Repu-
blik, dass Frauen immer noch 20 Pro-
zent weniger verdienen als Männer – 
und zwar bei gleicher Qualifikation 
und Position. Das werden wir an-
packen, mit einem Entgeltgleichheits-
gesetz.

Wie soll das konkret gehen?
Der erste Schritt ist, dass man in den 
Betrieben Transparenz darüber her-
stellt, wer was verdient. Wenn man 
nicht im öffentlichen Dienst arbeitet, 
ist der Verdienst das größte Tabuthe-
ma unter Kollegen. Da müssen wir die 
Betriebsräte in die Lage versetzen, das 
zu ändern. Der Equal-Pay-Day ist seit 
Jahren im März, hier bewegt sich 
nichts. Wir wollen mit dem Gesetz da 
einen ersten Impuls setzen. ■

künftig bei öffentlichem Interesse 
auch Tarifverträge für allgemeinver-
bindlich erklärt werden, ohne dass das 
50-Prozent-Quorum erreicht wird. Das 
öffentliche Interesse definiert dabei 
das Ministerium. So kann man gute
Arbeit in der Fläche herstellen.

Der Gesetzentwurf für die Rente 
mit 63 nach 45 Beitragsjahren 
wird gerade wieder debattiert, 
auch vom Koalitionspartner. Geht 
er durch?
Ja, und ich glaube niemand kann den-
jenigen die Lebensleistung absprechen, 
die 45 Jahre ihre Beiträge gezahlt ha-
ben. Ich habe den Eindruck, die Union 
versucht hier alte Kämpfe wieder neu 
aufzumachen. 

Ist die Angst vor einer Frühver-
rentungswelle berechtigt?
Ich persönlich teile nicht die große Sor-
ge, dass es zu einer solchen Welle 
kommt. Die Situation ist eine andere 
als in den 1980er Jahren, als es geför-

derte Altersteilzeitmodelle gab und 
viele große Unternehmen sich ihrer 
älteren Arbeitnehmer entledigen 
wollten. Der Fachkräftemangel ist 
heute das große Thema bei den Arbeit-
gebern. Aber auch wir wollen keine 
Anreize zur Frühverrentung und
sind – wenn nötig – zu sinnvollen
Ergänzungen des Gesetzes bereit. 

„Das große Thema
bei Arbeitgebern
ist heute der Fach-
kräftemangel“

Zeitsouveränität: Selbst über die eigene Zeit bestimmen
Zeit ist in unserer modernen Welt 
eine enorm wichtige Ressource. 
Besonders in jungen Familien
geht es oft um die Frage, wie man 
die gemeinsame Zeit am besten
organisiert. 
Die Aufteilung dieser Zeit wirkt dabei 
ganz wesentlich auf Lebensverläufe 
und die Chancen, die eine Person wahr-
nehmen kann. Mit einer Teilzeitstelle 
ist es zum Beispiel schwieriger, die ei-
gene Karriere voranzutreiben. Derzeit 
verwenden Frauen weniger Zeit pro 
Woche für eine Arbeit als Männer. Da-
bei wünschen sich oft beide, Familien-
aufgaben partnerschaftlich zu organi-

sieren. Der Bundestag hat auf Initiative 
der SPD-Bundestagsfraktion einen An-
trag beraten, in dem die Koalition für 
den Einzelnen mehr Souveränität über 
die eigene Zeit fordert. Wahlfreiheit be-
deute, dass jedes Paar selbstbestimmt 
entscheiden könne, wie es Familien- 
und Erwerbsarbeit aufteilen wolle, 
heißt es in dem Antrag. 
Die Regierung soll noch innerhalb die-
ses Jahres eine Gesetzesnovelle vorle-
gen, mit der das „ElterngeldPlus“ und 
der Partnerschaftsbonus eingeführt 
werden sollen. 

Mit dem „ElterngeldPlus“ soll der 
Wiedereinstieg nach der Geburt erleich-

tert, mit dem Partnerschaftsbonus auch 
für Väter eine Teilzeitbeschäftigung at-
traktiver gemacht werden. Dabei dürfe 
Teilzeitarbeit keine Einbahnstraße blei-
ben, betont der frauenpolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion Sönke Rix. „Frau-
en und Männer, die familienbedingt 
ihre Arbeitszeit reduziert haben, müs-
sen ein Rückkehrrecht auf ihre frühere 
Arbeitszeit erhalten.“

Besonders betroffen von Zeitman-
gel seien vor allem Alleinerziehende, 
sagt Sönke Rix. 90 Prozent von ihnen 
sind Frauen. Sie will die SPD-Fraktion 
darin unterstützen, das eng getaktete 
Berufs- und Familienleben besser un-

ter einen Hut zu bringen. Der Antrag 
sieht vor, dass sie von den Möglichkei-
ten der Teilzeitausbildung profitieren 
können. Unerlässlich sei zudem eine 
qualitativ gute, bedarfsgerechte Ganz-
tagsbetreuung an Kitas und Schulen, 
betont Sönke Rix. 

Außerdem sollen Regelungen für 
die bessere Vereinbarkeit von Pflege 
und Beruf eingeführt werden – als ers-
ten Schritt soll es künftig wie beim
Kinderkrankengeld einen Lohnersatz 
geben, wenn Beschäftigte eine zehntä-
gige berufliche Auszeit nehmen, um 
die Pflege eines Angehörigen organi-
sieren zu können. ■

Mehr Infos zum Thema: 

www.spdfraktion.de

 Im Gespräch // 5 

Carola Reimann gemeinsam mit Mitgliedern der SPD-Bundestagsfraktion bei der Kundgebung zum Equal-Pay-Day 2014 in Berlin.
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6 // Aktuelles

abschluss gemacht oder eine Berufs-
ausbildung abgeschlossen haben. Sie 
dürfen künftig zwei Pässe behalten.

Die jungen Leute können die doppel-
te Staatsbürgerschaft selbst beantragen. 
Mit dem Erreichen des 21. Lebensjahres 
prüfen die Behörden aber automatisch 
im Melderegister, ob die Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Ist dies der Fall, behält 
der Betroffene beide Pässe, ohne dass er 

selbst etwas tun muss. Die betroffenen-
freundliche Lösung vermeide bürokrati-
schen Aufwand, sagt die stellvertreten-
de SPD-Fraktionsvorsitzende Eva Högl. 
In der großen Mehrzahl der Fälle werde 
das Aufwachsen in Deutschland von 
der Behörde anhand der Meldedaten 
mit wenig Aufwand selbst festgestellt. 

„Durch diese Beweislastumkehr müssen 
die Betroffenen nicht mitwirken.“ ■

Deutschland wird moderner: Das Bun-
deskabinett hat die Abschaffung der 
Optionspflicht für in Deutschland gebo-
rene und aufgewachsene Menschen 
mit ausländischen Wurzeln beschlos-
sen. „Wir verbessern damit ganz kon-
kret die Lebenssituation vieler junger 
Menschen“, sagt SPD-Fraktionschef 
Thomas Oppermann. 

Bisher erhalten Kinder von ausländi-
schen Eltern bei ihrer Geburt beide 
Staatsbürgerschaften – also die deut-
sche und die ihrer Eltern. Aber sie
müssen sich zwischen ihrem 18. und
23. Lebensjahr für eine der beiden 
Staatsbürgerschaften entscheiden. Vie-
le von ihnen stellt das vor eine unnötige 
Zerreißprobe: Sie sehen Deutschland
als ihre Heimat, wollen aber ihre kultu-
relle Herkunft nicht verleugnen. 

Optionspflicht entfällt
Dem Gesetzentwurf zufolge soll die
Optionspflicht für jene wegfallen, die 
bis zu ihrem 21. Geburtstag mindestens 
acht Jahre in Deutschland gelebt haben 
oder sechs Jahre hier zur Schule gegan-
gen sind. Zudem entfällt sie für diejeni-
gen, die in Deutschland einen Schul-
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„Der Doppelpass schafft 

enorme Erleichterungen“

Die EU-Kommission verhandelt der-
zeit mit Vertretern der Vereinigten 
Staaten über das Freihandelsabkom-
men TTIP. Die Verhandlungen über 
das Abkommen sind umstritten. 

Worum geht es?
Mit einem Freihandelsabkommen kön-
nen Länder ihren Handel untereinander 
erleichtern und ausbauen – zu beider-
seitigem Vorteil. Es geht darum, Han-
delshemmnisse wie Zölle und Begren-
zungen von Im- und Export aufzuheben. 
Beim Transatlantic Trade and Invest-
ment Partnership (TTIP) zwischen der 
EU und USA sollen zudem gesetzliche 
Standards für Datenschutz, Produkt-
sicherheit, Investitionsschutz sowie Re-
geln für den Verbraucher-, Umwelt- und 
Gesundheitsschutz einbezogen werden.

Welche Vorteile bringt das
Freihandelsabkommen?

Die USA sind für die Europäische Uni-
on der größte Handelspartner. Durch 

einen einfachen Marktzugang, den Ab-
bau von Zöllen und die Harmonisie-
rung industrieller Normen könnten 
nicht nur die Unternehmen Kosten 
einsparen. Auch die Verbraucher wür-
den von niedrigen Preisen profitieren. 
Viele deutsche Unternehmen erhoffen 
sich konkrete Verbesserungen zum
Absatz ihrer Produkte im weltgrößten 
Absatzmarkt. Qualitativ hochwertige 
Arbeitsplätze könnten so gesichert
und auf beiden Seiten des Atlantiks
geschaffen werden.

Warum gibt es Kritik?
Die Kritiker des Abkommens warnen 
davor, dass mit dem Abkommen euro-
päische Standards in sensiblen Berei-
chen wie Urheberrecht, Datenschutz 
oder Lebensmittelproduktion auf-
geweicht werden könnten. Viele Nah-
rungsmittelzusätze, die in den USA er-
laubt sind, dürfen zum Beispiel in 
Europa nicht verkauft werden, weil sie 
als gesundheitsschädlich gelten. 

Wie geht es weiter?
Die Verhandlungen sind eine Chance 
für die europäische und amerikanische 
Wirtschaft. Gleichzeitig muss das Ab-
kommen konsequent an bestehenden 
Standards ausgerichtet werden. Das 
heißt konkret: Die Verhandlungen dür-
fen die Errungenschaften der EU im 
Bereich der Sozial-, Arbeits-, Umwelt-, 
Agrar-, Lebensmittel- und Gesund-
heitsstandards nicht in Frage stellen. 
Zudem ist von zentraler Bedeutung, 
dass die Verhandlungen transparent 
durchgeführt werden, vor allem muss 
die Zivilgesellschaft regelmäßig und 
umfassend über den aktuellen Stand 
informiert werden.

Die Gespräche werden dieses Jahr 
in die konkrete Phase treten. Dafür 
sind fünf Verhandlungsrunden in 2014 
vorgesehen. Ein Abschluss der Ver-
handlungen ist kaum vor Ende nächs-
ten Jahres zu erwarten. ■

Die Optionspflicht fällt in Zukunft für hier geborene
und aufgewachsene Jugendliche weg. 

Meldungen

Mindestlohn 
für Fleisch-

branche
Gute Nachrichten für Metzger 
und Schlachter: Für sie gilt
voraussichtlich ab Juli ein ein-
heitlicher Mindestlohn. 
Ein Gesetzentwurf der Bundes-
regierung sieht vor, die Fleisch-
branche in das so genannte 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
aufzunehmen. Damit kann ein 
bundesweiter Mindestlohn-
tarifvertrag, der Anfang des 
Jahres für die Fleischwirtschaft 
abgeschlossen wurde, auf alle 
Beschäftigten dieser Branche 
erstreckt werden. Er gilt dann 
auch für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die bislang 
nicht tarifgebunden sind.
Künftig gilt der Mindestlohn 
für alle rund 100.000 Beschäf-
tigten in der deutschen Fleisch-
industrie – unabhängig davon, 
ob sie in regulärer Beschäfti-
gung, in Leiharbeit oder über 
Werkverträge mit Subunter-
nehmen beschäftigt sind.
Gerade auch Beschäftigte in 
Werkvertragsunternehmen, 
die aus dem europäischen Aus-
land stammen, profitieren von 
der Neuregelung. ■

Junge Deutsche mit ausländischen Eltern dürfen bald zwei Pässe haben.

TTIP: Freihandelsabkommen ja, aber nicht um jeden Preis

Ein Freihandelsabkommen soll für mehr 

Handel zwischen EU und USA sorgen.
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Es war ein langer Kampf, am Ende hat 
er sich ausgezahlt. Seit Jahren setzt 
sich die SPD-Bundestagsfraktion dafür 
ein, die Mittel für die Städtebauförde-
rung anzuheben. Im Entwurf für den 
Bundeshaushalt hat die Koalition diese 
Mittel jetzt auf 700 Millionen Euro er-
höht. Zum Vergleich: In den letzten 
Haushalten standen für die Städte-
bauförderung jeweils nur 455 Millio-
nen Euro bereit. Die Mittel lagen weit 
hinter dem eigentlichen Bedarf zurück. 

„Nach den Kürzungen der vergan-
genen Jahre gibt es in den Städten und 
Gemeinden einen großen Nachholbe-
darf“, sagt SPD-Fraktionsvize Sören 
Bartol. Von besonderer Bedeutung für 
die Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten ist dabei das Programm 

„Soziale Stadt“. Das Programm soll der 

sozialen Spaltung in arme und reiche-
re Stadtteile entgegenwirken und ist 
in den letzten Jahren stark gekürzt 
worden. 

Großer Nachholbedarf
Als Leitprogramm im Rahmen der 
Städtebauförderung wird die „Soziale 
Stadt“ im Haushaltsentwurf jetzt mit 
150 Millionen Euro Bundesmitteln aus-
gestattet. Nach den Kürzungen auf nur 
noch 40 Millionen Euro ist der Bedarf 
in den Quartieren groß, die besondere 
soziale Integrationsleistungen erbrin-
gen müssen. Das Programm „Soziale 
Stadt“ richtet sich wie bisher an alle 
Städte und Gemeinden mit Quartieren, 
in denen Arbeitslosigkeit, Bildungsar-
mut, vernachlässigte öffentliche Räu-
me und soziale Konflikte gebündelt 

auftreten. Besonders für Kommunen, 
die geballt mit den Folgen von Armuts-
zuwanderung konfrontiert seien, bilde 
das Programm Soziale Stadt ein wichti-
ges Instrument, um die Abwärtsspirale 
aus Arbeitslosigkeit, Armut, Ausgren-
zung und Verwahrlosung zu stoppen, 
erklärt Sören Bartol.

Im Dialog mit Ländern und 
Kommunen

Denn es reiche nicht, nur die Wohn-
situation zu verbessern. „Auch die
Jugendarbeit muss gestärkt werden, 
Sprach-, Ausbildungs- und Gesund-
heitsförderung müssen hinzukommen, 
damit sich soziale Ausgrenzung nicht 
verfestigt.“ 

Mit der Erhöhung der Mittel für
die Städtebauförderung verbinden die

Sozialdemokraten auch das Ziel, die 
Programme im Dialog mit Ländern und 
Kommunen sowie allen an der Stadt-
entwicklung beteiligten Akteuren
weiterzuentwickeln. „Wir werden das 
Programm Soziale Stadt zu einer res-
sortübergreifenden „Strategie Soziale 
Stadt" ausbauen, sagt Sören Bartol. Da-
zu gehört, die Bündelung mit anderen 
Förderprogrammen zu vereinfachen. 
Wichtig ist zudem, die Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger, zivilgesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen
Akteuren programmübergreifend aus-
zubauen. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion 
steht fest: Stadtentwicklungsprozesse 
brauchen nicht nur eine verlässliche 
finanzielle Grundlage, sondern auch 
Beteiligung und Akzeptanz. ■

 Städtebau // 7 

Altbauwohnungen in zentraler und grüner Lage sind derzeit beliebt und teuer zugleich.
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Endlos lange Schlangen von jungen 
Menschen, die vor Wohnungstüren auf 
einen Besichtigungstermin warten; 
hundert oder mehr Interessenten für 
eine einzige Wohnung; Makler, die 
Wohnungen regelrecht versteigern. 
Szenen wie diese gibt es derzeit in
jeder Großstadt in Deutschland. 

Die Nachfrage nach Mietwohnun-
gen in Groß- und Universitätsstädten 
ist in den letzten Jahren dramatisch 
gestiegen. Das Angebot kommt bei die-

Knapper Wohnraum, explodierende Mietpreise. Die Mietpreisbremse 
soll für Entspannung am Wohnungsmarkt sorgen.

Städte sind für alle da: 

die Mietpreisbremse kommt

ser Entwicklung nicht mit. Die Folge: 
Die Mietpreise explodieren. 

Mieten bis zu 36 Prozent höher
Laut einer Untersuchung des Deut-
schen Mieterbundes (DMB) müssen 
Mieter, die jetzt bzw. 2013 eine neue 
Wohnung bezogen haben, eine um bis 
zu 36 Prozent höhere Miete zahlen als 
ihre Nachbarn im gleichen Haus. Dazu 
kommen oft noch teure Maklerkosten, 
die die Vermieter bei angespanntem 

Wohnungsmarkt leicht auf die Mieter 
abwälzen können. Unterm Strich be-
deutet das: Mietwohnungen in attrak-
tiven Innenstadtvierteln können sich 
nur noch Menschen mit einem hohen 
Einkommen leisten – Studenten und 
Normalverdiener gehen leer aus und 
müssen an den Stadtrand ziehen. 

„Das kann nicht die Zukunft unserer 
Städte sein“, sagt der rechts- und ver-
braucherpolitische Sprecher der SPD-
Fraktion Burkhard Lischka. Wohnen sei 

für viele Normalverdiener zum Luxus-
gut geworden. „Es besteht dringender 
Handlungsbedarf für die Politik“, sagt 
Lischka. 

Heimat für alle
Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich 
deshalb schon seit Längerem dafür ein, 
die Preisexplosion auf dem Mietmarkt 
mit einer Mietpreisbremse zu stop-
pen. Verbraucherschutzminister Heiko 
Maas hat jetzt einen entsprechenden 
Entwurf vorgelegt. Demnach dürfen 
Mietpreise bei Wiedervermietung nur 
10 Prozent über der ortsüblichen
Vergleichsmiete liegen. Die Mietpreis-
bremse soll für Gegenden mit ange-
spannten Wohnungsmärkten gelten, 
die von den Bundesländern für fünf 
Jahre festgelegt werden. „Unsere Städ-
te sollen Heimat für Millionen Men-
schen aller Einkommensgruppen sein 
und bleiben. Hierzu leistet die Miet-
preisbremse einen wichtigen Beitrag“, 
sagt Burkhard Lischka.

Wer bestellt, der zahlt
Änderungen soll es auch bei den Mak-
lergebühren geben: Künftig müssen 
Mieter nicht mehr automatisch den 
Makler bezahlen. Künftig soll gelten: 
Wer bestellt, der zahlt. Wenn also der 
Vermieter einen Makler beauftragt, 
dann muss er ihn auch bezahlen. 

Der Deutsche Mieterbund begrüßt 
den Gesetzentwurf, weist aber auf den 
Zeitdruck hin: „Dieses Gesetz muss 
jetzt schnellstmöglich kommen, sonst 
werden Umzüge und Zuzüge in viele 
Städte unbezahlbar, sonst treiben
die hohen Wiedervermietungsmieten 
auch die Bestandsmieten für alle Mie-
ter in die Höhe“, sagt der Direktor des 
Deutschen Mieterbundes (DMB), Lukas 
Siebenkotten. ■

Erfolgsmodell: Programm „Soziale Stadt“ erhält mehr Mittel

www.spdfraktion.de
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8 // Im Fokus

Ein europäisches Problem braucht eine europäische Lösung. 

Gegen Steuerbetrug und 

Steueroasen in Europa

Die aktuellen Fälle von Steuerhinter-
ziehungen von Prominenten haben es 
einmal mehr gezeigt: Steuerhinterzie-
hung ist kein Kavaliersdelikt. Der Fall 
Hoeneß hat dabei offenbart, um wel-
che Summen es selbst bei Privatleuten 
gehen kann. Wie viel Geld Unterneh-
men und Privatleute aber jedes Jahr 
am Fiskus vorbeischleusen, kann nur 
geschätzt werden. Die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft (DSTG) geht von 40–50 
Milliarden Euro aus. Nach Schätzun-
gen der Hans-Böckler-Stiftung sind
es sogar 100 Milliarden Euro. In jedem 
Fall ist es eine gewaltige Summe, die 
dem Staat für Investitionen in Bil-
dung, Infrastruktur oder die soziale
Sicherung fehlt. 

„Steuerhinterziehung ist ein Verbre-
chen gegen die Gesellschaft“, macht 
der stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende Carsten Schneider klar. Er hat 
ein Positionspapier für eine gerechte 
Steuerpolitik vorgelegt, in dem er
konkrete Vorschläge macht, um den 
Steuer betrug einzudämmen. 

Gefährlicher Steuerwettbewerb 
unter EU-Staaten

Die Internationalisierung der Finanz-
märkte und der freie Kapitalverkehr 
haben Steuerumgehung und Steuer-
flucht in den letzten Jahren erleichtert. 

„Die nationalen Steuersysteme haben 
mit dieser Entwicklung nicht Schritt 
halten können“, heißt es dazu in dem 
Papier von Carsten Schneider. Seine 
Schlussfolgerung: Wer eine gerechtere 
Steuerpolitik schaffen will, muss auf 
europäischer Ebene ansetzen.

Fest steht: Steuerbetrüger mehren 
ihren persönlichen Wohlstand auf Kos-
ten ihrer Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger und des Staates. Deshalb dürfe kein 
Staat Steuerbetrug, Steuervermeidung 
oder die Flucht von Vermögen oder
Kapitalerträgen ins Ausland dulden 
oder befördern, schreibt der SPD-Frak-
tionsvize. Er sieht die EU-Staaten un-
tereinander sowie gegenüber Dritt-
staaten in einem gefährlichen Steuer -

wettbewerb, befördert durch die Integ-
ration der Märkte. Global tätige Unter-
nehmen zwängen Staaten zum Steuer-
dumping, indem sie damit drohten, 
abzuwandern. Sie nutzten die unter-
schiedlichen einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften aus, um erzielte Gewinne 
abzuziehen und in Staaten mit nie-
drigen Steuersätzen innerhalb oder
außerhalb der EU zu verlagern. 

Steueroasen mitten in der EU
Carsten Schneider plädiert daher für 
ein starkes und entschlossenes Vor-
gehen gegen Steuerbetrug und Steuer-
oasen, das die EU-Kommission als Mo-
tor der europäischen Gesetzgebung 
umsetzen müsse. „Die Oasen liegen 
nicht weit weg, teilweise gehören
sie sogar zur EU.“

Dafür fordert Schneider unter ande-
rem eine bessere Zusammenarbeit der 
Steuerbehörden in Europa und die 
Schließung von Steuerschlupflöchern. 
Zudem müsse es einen besseren Infor-
mationsaustausch über die Vermögen 
und Einkünfte geben, die EU-Bürger in 
anderen Mitgliedstaaten haben. Helfer 
und Helfershelfer von Steuerbetrügern 

in Banken und Finanzinstituten sollen 
härter bestraft werden, und bei organi-
sierter Beihilfe soll ihnen die Lizenz 
entzogen werden. International tätige 
Unternehmen will der Fraktionsvize 
dazu verpflichten, länderbezogene Be-
richte über erzielte Gewinne, entstan-
dene Verluste und gezahlte Steuern 
vorzulegen. 

Das vollständige Papier von 
Carsten Schneider finden Sie auf: 

Vorgestellt

Carsten Schneider

Eva Högl

Steuerhinterzieher mehren ihren Wohlstand auf Kosten ihrer Mitbürger.

// Mit einem Positionspapier 

kritisiert SPD-Fraktionsvize 

Carsten Schneider das Steuer-

dumping einiger EU-Mitglied-

staaten und fordert eine 

europäische Initiative //
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Termine 

23. April Willkommen in 
Deutschland?!
Wege der Integration
29221 Celle 

29. April Das neue Rentenpaket 
47051 Duisburg

Weitere Termine:
www.spdfraktion.de
www.facebook.com/
spdbundestagsfraktion

Obfrau der SPD-Fraktion im 
NSU-Untersuchungsausschuss, 
Vorsitzende der Europa-Union-
Parlamentariergruppe im Bun-
destag, jetzt stellvertretende 
SPD-Fraktionsvorsitzende – 
Eva Högl hat schon einige Posi-
tionen bekleidet. Dabei ist sie 
erst seit 2009 Mitglied des Bun-
destages. Als Fraktionsvizin ist 
sie zuständig für die Themen 
Innen, Recht und Verbraucher-
schutz, Kultur und Medien so-
wie Sport. Dabei will sich die 
Juristin besonders dem Kampf 
gegen Rechtsextremismus, 
dem Mietrecht und der Frauen-
quote widmen. Zudem ist Eva 
Högl überzeugte Europäerin: 
„Europa ist ein Modell für die 
ganze Welt – das zeigt sich auch 
und gerade in der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise.“ ■

1998 war er der jüngste Abge-
ordnete im Bundestag, mittler-
weile gehört Carsten Schneider 
trotz seines jungen Alters (38)
schon zu den erfahrenen Frak-
tionsmitgliedern. Politik müsse 
vor allem gleiche Lebenschan-
cen für alle schaffen, sagt der 
Erfurter. „Immer noch hängen 
in Deutschland die individuel-
len Zukunftsaussichten zu stark 
von der sozialen Herkunft ab.“ 
Um das zu ändern, brauche es 
einen handlungsfähigen Staat 
mit soliden Finanzen. Als stell-
vertretender SPD-Fraktionsvor-
sitzender ist er zuständig für die 
Themen Haushalt und Finanzen 
und kämpft für den Abbau der 
Neuverschuldung. ■
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